
Stenographisches Protokoll 
12. Bundesversammlung der Republik Österreich 

Dienstag, 8. Juli 1980 

Tagesordnung 

Angelobung des wiedergewählten Bundespräsidenten Dr. Rudolf Kir c h sc h 1 ä g e r  

Beginn der Sitzung: 11 Uhr 

V o r  s i t ze n d e r: Vorsitzender des Bundesra­
tes Otto Hofmann-Wellenhof. 

S c h  r i f t f ü  h r e  r: Abgeordneter Dipl.-Ing. Dr. 
Alois Leitner, Bundesrat Leopoldine Pohl. 

Vorsitzender: Hohe Bundesversammlung! In 
meiner Eigenschaft als Vorsitzender des Bun­
desrates verfassungsgemäß zum Vorsitz in der 
heutigen Bundesversammlung berufen, erkläre 
ich die Sitzung für e r  ö f f  n e t .  

Die Bundesversammlung tritt am heutigen 
Tage im Sinne des Artikels 38 des Bundes-Ver­
fassungsgesetzes zur Angelobung des Bundes­
präsidenten zusammen. 

Das Amt der Schriftführer ersuche ich Herrn 
Abgeordneten zum Nationalrat Dipl.-Ing. Dr. 
Alois L e i  t n e r  und Frau Bundesrat Leopoldine 
Po h I zu übernehmen. 

Ich begrüße den Herrn Bundespräsidenten 
und ersuche ihn, das in der Verfassung 
vorgeschriebene Gelöbnis zu leisten, indem er 
die Gelöbnisformel, die ich nunmehr verlesen 
werde, nachspricht. (Die Versammelten erheben 
sich von den Sitzen. - Der Vo rsit z e nde 
verliest die Gelöbnisformel.) 

Bundespräsident Dr. Rudolf Kirchschläger: 
Ic h g el-o b e ,  d a ß  i c h  d i e  V e r f a s s u n g  
u n d  a l l e  G e s e t z e d e r  R e p u b l i k  
g e t r e u lic h b e o b a c h t e n  u n d  m e i n e  
Pf l i c h t  a l s  B u n d e s p r äsi d e n t  n a c h  
b e s t e m  Wi s s e n  u n d  G e w i s s e n  e r fü l­
l e n  w e r d e. - So wahr mir Gott helfe! 

Vorsitzender: Die Angelobung ist damit 
vollzogen. (Die Versammelten nehmen die 
Plätze wieder ein.) 

Ansprache 
des Vorsitzenden Hofmann-Wellenhof 

Vorsitzender: Hohe Bundesversammlung! 
Herr Bundespräsident! Zum zweiten Mal wur­
den Sie in das höchste Amt des StaateS berufen­
mit einer Zustimmung des Volkes, deren 
Ausmaß bisher ohne Beispiel ist. Als Vorsitzen­
der der Bundesversammlung übermittle ich 
Ihnen die herzlichsten Glückwünsche von uns 
allen. (Allgemeiner lebhafter Beifall.) 

Als Sie, auf den Tag genau vor sechs Jahren, 
am 8. Juli 1974, hier in diesem Saale zum ersten 
Mal das Amt des Bundespräsidenten antraten, 
wies der damalige Vorsitzende der Bundesver­
sammlung, Präsident des Nationalrates Anton 
Benya, darauf hin, daß sich die bisherigen 
Träger der Funktionen des Staatsoberhauptes 
als Vermittler und Wahrer der Kontinuität 
verstanden hätten. Und auch Sie, Herr Bundes­
präsident, gaben in Ihrer Ansprache unter 
anderem dem Gedanken der Kontinuität Raum, 
indem Sie sagten, daß wir alle, die wir in einem 
parlamentarisch-demokratischen Staat politi­
sche Verantwortung zu tragen hätten, nicht nur 
von der Geschichte - diese brauche Zeit -, 
sondern schon von unseren Kindern und 
Kindeskindern gemessen würden. 

Seien wir selbst nun Kinder und Kindeskinder 
und legen wir an unsere Vorfahren - wozu 
dieser geschichte beladene Saal und dieses 
traditionsreiche Haus geradezu verführen - Maß 
an, so mag uns bei aller kritischen Einstellung 
die Erkenntnis einer weiteren Kontinuität nicht 
verschlossen bleiben: Unsere Geschichte ist ein 
Ganzes, ein Unteilbares - mit ihren Höhen und 
Tiefen. Wir haben uns zu ihr und zu ihren 
Trägern, unseren Vorfahren zu bekennen. Das 
verlangt - ich scheue nicht diese altmodische 
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Formulierung - die Ehre der Nation. Beflissene 
Herabsetzung der Vergangenheit bietet keine 
Gewähr für die Wertschätzung unseres gegen­
wärtigen staatlichen Gemeinwesens heute und 
in der Zukunft. Die Geschichte - ich zitiere 
nochmals die Weisheit Ihres Wortes - braucht 
Zeit. 

Aber nicht nur in die verhältnismäßig 
begrenzten Räume unserer österreichischen 
Geschichte weist dieser ehrwürdige Saal. Hier 
kann Tradition zur Last werden, wenn der 
Redner die Blicke Ciceros in seinem Rücken 
fühlt, und auch Demosthenes - wohl weniger 
ersichtlich - schaut aus dem Fries auf ihn herab, 
herab. 

Doch ich meine, dieses Standbild und jener 
Fries symbolisieren nicht nur unerreichbare 
Redekunst, sie sind auch Sinnbilder der Rede­
freiheit. 

In Ihrer Rede heute vor sechs Jahren sprachen 
Sie, Herr Bundespräsident, von der Faszination 
der Demokratie. 

Zum Faszinierendsten an ihr, glaube ich, 
gehört das geschützte Recht auf Rede- und 
Meinungsfreiheit. 

Die Redefreiheit ist ein unersetzbarer 
Bestandteil der Menschenrechte und der Men­
schenwürde. Sie bestimmt in wesentlichem 
Maße das, was eine nicht schöne sprachliche 
Neuprägung "Lebensqualität" nennt. Zur unbe­
schränkten Redefreiheit gehört freilich auch der 
Schutz des Bürgers vor ihrem Mißbrauch. 

Obschon die Rede- und Meinungsfreiheit zu 
den Grundrechten des Menschen zählen, wäre 
es doch leichtfertig, wenn wir jetzt, in dieser 
unserer gegenwärtigen Welt, jenes Grundrecht 
als selbstverständliches Besitztum gedankenlos 
akzeptierten. Blicken wir uns doch um - in alle 
vier Himmelsrichtungen -, und wir werden 
dankbar erkennen, daß wir im unbeschränkten 
Genuß der Rede- und Meinungsfreiheit ein 
glückliches Land sind. Der Österreicher liebt es 
nicht, seinen Patriotismus in schreienden Farben 
zu plakatieren. So sagen wir es leise: Tu felix 

� Austria! 

Und auch unserer Bekenntnisfreiheit sei in 
dieser Stunde gedacht. Der Name Gottes darf 
beschworen werden. Wir benötigen an seiner 
Stelle keinerlei unverbindlicher Synonyma: 
Schicksal, Fügung, Los, Fatum oder gar Zufall. 

Herr Bundespräsident! Möge in den künftigen 
Jahren Ihres hohen Amtes der Segen Gottes 
Ihnen beschieden sein. 

Ich bitte Sie, Herr Bundespräsident, in der 
Bundesversammlung das Wort zu ergreifen. 
(Allgemeiner Beifal1.) 

Ansprache 
des wiedergewählten Bundespräsidenten 

Bundespräsident Dr. Rudolf Kirchschläger: 
Herr Vorsitzender! Hohe Bundesversammlung! 
Nehmen Sie bitte meinen aufrichtigen und 
achtungsvollen Dank für die Gratulation zu 
meiner Wiederwahl und auch für die Segens­
wünsche entgegen, die Sie, Herr Vorsitzender, 
soeben für die heute beginnende Amtsperiode 
zum Ausdruck gebracht haben. 

Zum zweiten Male habe ich heute vor Ihnen, 
Hohe Bundesversammlung, das in der Bundes­
verfassung vorgesehene Gelöbnis abgelegt. 
Vielleicht spüren Sie es: Meine innere Bewe­
gung ist in dieser Stunde nicht geringer als jene, 

. die mich vor sechs Jahren erfüllt hat. 

Aus dieser inneren Bewegung erfließt 
zwangsläufig ein Gefühl des tiefen Dankes 
gegenüber dem österreichischen Volk, das mir 
ih der Wahl vom 18. Mai in einem Maße da:;; 
tertrauen geschenkt hat, das mich mit großer 
�reude erfüllt. Das Ausmaß dieses Vertrauens 

�erleitet aber - ich bitte, mir dies zu glauben -
llricht zum Stolz, sondern es führt zum demütigen 
Erkennen einer besonders großen Verantwor­
tung; ist mir doch bewußt, daß dann, wenn ich 
nach diesem großen Vertrauen zum Anlaß für 
Enttäuschung werde, dies kraft des innegehab­
ten Amtes auch zu einer Enttäuschung am Staat 
und an der Demokratie werden kann. Wohl zu 
Recht messen wir Menschen in der Regel doch 
alle Ideen, alle Gemeinschaften und Institutio­
nen und damit auch den Staat nicht nach 
Theorien und nicht nach Buchstaben, sondern 
nach den Menschen, die sie vertreten. 

Dies ist wohl der Grund, warum wir alle, Sie, 
meine verehrten Mitglieder des Nationalrates 
und des Bundesrates, die Mitglieder der 
Landtage und die Mitglieder der Gemeindever­
tretungen ebenso wie ich, täglich durch unser 
Handeln, durch unser Reden, ja noch mehr 
durch unser ganzes Leben jenes Bild formen, 
welches sich der Staatsbürger vom Staat und von 
der Demokratie macht. Denn nicht die Worte 
sind es, die zur Heimatliebe, zum Bekenntnis zu 
unserer Republik Österreich und zum Glauben 
an die Demokratie als beste aller Gesellschafts­
formen hinführen, sondern einzig und allein das 
geschaute Beispiel. Ich bin daher auch zutiefst 
überzeugt, daß Extreme, auf welcher Seite des 
politischen Spektrums immer sie sich zeigen 
mögen, nicht zuvörderst durch Verbote im 
Gesetz- und Verwaltungswege auf die notwen -
dige minimale Größenordnung und einen mini­
malen Einflußbereich beschränkt werden kön­
nen, sondern daß das wirksamste Mittel dage­
gen die Attraktivität und Anziehungskraft 
unserer gesellschaftlichen Ordnung bleibt, ver-
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bunden mit der Beseitigung mancher Erschei­
nungsformen des täglichen öffentlichen und 
gesellschaftlichen Lebens, die junge Menschen 
manchmal zu Extremen treiben können. Dieser 
Glaube an die Überzeugungskraft einer geleb­
ten Demokratie möge aber nicht als eine 
Bereitschaft interpretiert werden, unsere Repu­
blik und unsere Demokratie schutz- und 
widerstandslos zur Zerstörung freizugeben. Das 
zynische Wort eines der bösesten Zerstörer der 
Demokratie muß uns im Gedächtnis bleiben, 
wenn es in den dreißiger Jahren triumphierend 
über ein beifallsbereites Publikum hallte: "Mit 
ihrem eigenen Wahnsinn habe ich sie geschla­
gen'" Wir, verehrte Hohe Bundesversammlung, 
wir werden nie in aller Zukunft in der 
Demokratie nur ein leeres Formalsystem sehen, 
welches in gedankenloser Anwendung auch die 
Zerstörung der Demokratie oder des Staates als 
einen Ausdruck individueller Freiheit hin­
nimmt, sondern für uns ist die Demokratie 
Lebensform und unsere Republik eine Heimat, 
die beide zu bewahren wir immer die unserer 
Rechtsordnung entsprechenden, aber gleichzei­
tig auch wirksamen Mittel finden werden. 

Für diese Entschlossenheit ist es eine glückli­
che und gleichzeitig wesentliche Vorausset­
zung, daß unsere Republik Österreich heute zur 
geachteten und auch geliebten Heimat der ganz 
überwältigenden Mehrheit des österreichischen 
Volkes geworden ist. Und auch die demokrati­
sche Gesellschaftsordnung hat in dieser unserer 
Republik eine Stärke und eine Kraft entwickelt, 
daß wir weder befürchten müssen, daß sie von 
außen her zerstört noch daß sie von innen her 
gelähmt werden könnte. 

Allerdings, eines werden wir uns bewußt 
bleiben müssen: Die Gefahr für eine Abwertung 
der Demokratie kann nie ganz gebannt werden, 
liegt sie doch zu jeder Zeit darin, daß die 
politischen Kräfte in einer Demokratie nachlas­
sen, mit allen ihren Kräften und mit allen 
Mitteln dafür zu arbeiten, daß jene Grundsätze 
verwirklicht werden, die der Demokratie we­
sensmäßig innewohnen: Ich denke dabei an die 
gleichen Rechte und an die gleiche Würde der 
Menschen, an die Freiheit des einzelnen, die 
umfassend sein muß, aber nicht grenzenlos sein 
darf, und vor mir steht auch die Pflicht des steten 
Suchens und Arbeitens für ein zusätzliches Maß 
an Gerechtigkeit in allen Bereichen des Lebens; 
zu den unveräußerlichen Grundsätzen der 
Demokratie gehört aber auch die Toleranz und 
der Respekt vor den Rechten sowie auch vor den 
Überzeugungen des anderen, gleichgültig, ob 
auf politischem, religiösem oder weltanschauli­
chem Gebiet; Engagement für die Demokratie 
erfordert schließlich auch den Respekt vor den 
Minderheiten und den Angehörigen von Min­
derheiten und Zuwendung an jene Menschen, 

die aus irgendeinem Grund schwächer sind als 
wir und unserer Hilfe bedürfen. Der Demokratie 
verpflichtet sein heißt daher, sich nicht in satter 
Ruhe zufriedengeben dürfen, sondern wachsam 
zu bleiben Tag für Tag und zu wissen, daß 
unsere Gesellschaftsform kein zeitloser Besitz 
ist, sondern mit der Blickrichtung auf den 
Menschen, auf den M i t  menschen, immer neu 
erworben und gerechtfertigt werden muß. 

In meinem vor Ihnen, Herr Vorsitzender, und 
vor Ihnen, Hohe Bundesversammlung, abgeleg­
ten Gelöbnis habe ich die Verfassungs- und 
Gesetzestreue gelobt. Der Inhalt dieser Verfas­
sungs- und Gesetzestreue scheint klar umrissen. 
Ich habe aber auch gelobt, daß ich "meine 
Pflicht nach bestem Wissen und Gewissen 
erfüllen werde". 

Gestatten Sie mir zu diesem Teil des 
Gelöbnisses einige Gedanken, die mich 
bewegen. 

Ich interpretiere die Pflicht, die ich zu erfüllen 
habe, zuvörderst als die große Aufgabe, mit 
allen gesetzlich zur Verfügung stehenden 
Mitteln die Respektierung der Bundesverfas­
sung und der in dieser Bundesverfassung 
festgelegten Prinzipien sicherzustellen. Meine 
Sorge wird vor allem jenen Grundsätzen gelten, 
auf denen unser Staatswesen aufgebaut ist, also 

der in ihrem Inhalt schon angedeuteten 
Demokratie als Staats-, Denk- und Lebensform, 

der Rechtsstaatlichkeit als wirksamen Schutz 
gegen behördliche und politische Willkür, 

dem Föderalismus als einer inneren staatli­
chen Ordnung, die nicht nur viel dazu beigetra­
gen hat, daß Österreich 1945 und in den 
Folgejahren ungeteilt bleiben konnte, sondern 
die auch dem individuellen Gestaltungs- und 
Freiheitsdrang unserer Bürger angemessen 
Rechnung trägt, 

und schließlich auch der Wahrung der 
immerwährenden Neutralität, die für unsere 
Republik zu einer international anerkannten 
Voraussetzung der Unabhängigkeit· Österreichs 
geworden ist. 

In der durch das Gelöbnis bekräftigten Pflicht 
des Bundespräsidenten aber sehe ich auch die 
undispensierbare Aufgabe, als Element der 
Einigung und als Förderer des Gemeinsamen in 
unserer Republik zu wirken. Mit Freude konnte 
ich bei den vielen Festen, die ich in den 
vergangenen sechs Jahren in ganz Österreich 
mitfeiern durfte, erleben, wie stark bei solchen 
Anlässen doch das Gemeinsame in das Bewußt­
sein aller Mitbürger tritt; Ich kann aber auch 
nicht verschweigen, daß es mich gerade in den 
Monaten der Wahlwerbung tief berührt und 
besorgt gemacht hat, daß fern von den Festen im 
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politischen Alltag in allen politischen Parteien 
Österreichs die Feindbilder des jeweiligen 
anderen noch sehr stark bestehen und der in der 
Zwischenkriegszeit geprägte Begriff des politi­
schen Lagers als eine Art Kampfbegriff noch 
immer in einem sehr beachtlichen Maß vorhan­
den ist. Ich habe in den Jahren meiner 
Präsidentschaft sehr oft meiner großen Wert­
schätzung für die politischen Parteien Ausdruck 
gegeben und immer wieder unterstrichen daß 
ohne Bestehen der politischen Parteied ein 
Funktionieren eines demokratischen Gemein­
wesens einfach unmöglich ist und auch undenk­
bar. Ich zähle auch sicher nicht zu jenen, die 
Gegensätze zwischen den politischen Parteien, 
die auf ideologischer Grundlage und daraus 
folgend auf der Verschiedenheit der politischen 
und

. 
staatspolitischen Zielsetzungen beruhen, 

verrmgern oder verniedlichen möchten. Die 
freie Diskussion, auch das freie Handeln im 
Rahmen der demokratischen Spielregeln und 
vor allem auch im Rahmen der Verfassung sind 
jene Früchte der Demokratie, von denen wir 
überzeugt sind, daß sie unser Leben schöner 
besser, freier machen. Vielleicht aber sollten wi; 
uns doch im politischen Alltag stärker darauf 
besinnen, daß, wer anders denkt, als Andersden­
kender angenommen werden muß, nicht aber als 
einer, der bös oder feindlich ist. Ich sehe einen 
großen Dienst an unserer Demokratie darin daß 
wir alle, die wir in Österreich ein politi�ches 
Mandat tragen, in dem, was wir tun und reden 
an einem Abbau dieser Feindbilder mitwirken : 

Ein anderer Teil jener Pflicht, die ich nach 
bestem Wissen und Gewissen zu erfüllen gelobt 
habe, liegt nach meiner Überzeugung auch in 
dem Offensein gegenüber den Sorgen und 
Anliegen der einzelnen Menschen. Der große 
Vorteil eines Kleinstaates liegt ja gerade darin, 
daß in einem kleineren Staate in einem weit 
stärkeren Maße die Anonymität abgelegt und 
die persönlichen Kontakte gepflegt werden 
können. Ich werde daher in meinen Bemühun­
gen fortfahren, mich auch der Sorgen und der 
Anliegen der einzelnen Menschen anzunehmen 
und auch jener, die als Gruppen einer besonde� 
ren Hilfestellung und einer besonderen Auf­
merksamkeit bedürfen. Und ich bin sicher, daß 
es mir bald auch gelingen wird, jene Rück­
stände, die durch den großen Andrang an 
Wünschen und Vorsprachebitten in den letzten 
Monaten entstanden sind, in absehbarer Zeit 
wieder aufzuholen. Ich weiß, daß bei diesem 
oder jenem Amte, aber auch bei diesem oder 
jene� politischen Mandatar gelegentlich eine 
Art Uberraschung besteht, daß ein Bundespräsi­
dent sich auch mit Fällen befaßt, die längst als 
Querulanten abgetan sind. Ich werde aber doch 
diese Praxis fortsetzen, glaube ich doch zu 
wissen, daß Querulanten kaum als solche 

geboren werden, sondern in der Regel erst durch 
ein vermeintliches oder durch ein tatsächliches 
Unrecht in diese Kategorisierung gedrängt 
wurden. 

Meinen behinderten Mitbürgern will ich 
gerne auch bei diesem Anlaß sagen, daß ich die 
innere Verbundenheit mit ihnen auch weiterhin 
nicht nur als ein Gebot der Mitmenschlichkeit, 
sondern auch als eine verantwortliche Pflicht als 
Bundespräsident ansehe. Die Vorsorge für eine 
weitestmögliche Rehabilitation und die Schaf­
fung der Voraussetzungen für ein möglichst 
menschenwürdiges Leben unserer behinderten 
Mitmenschen ist auch eine staatspolitische 
Aufgabe. 

Die gegenwärtige internationale und auch 
österreichische wirtschaftliche Entwicklung läßt 
den Schluß zu, daß wir nahe an einen Punkt 
kommen, an welchem es in allen industrialisier­
ten Ländern sehr vieler Klugheit und großer 
Anstrengungen bedürfen wird, das Bestehende 
zu erhalten und jenes bescheidene Wachstum 
sicherzustellen, welches uns vor rückläufigen 
Bewegungen bewahrt. Als einer, der in seinem 
Leben noch Not, Elend, Arbeitslosigkeit und, 
damit verbunden, die Hoffnungslosigkeit erlebt 
hat, bin ich allen aufrichtig dafür dankbar, die 
zur heutigen wirtschaftlichen Situation in unse­
rer Republik beigetragen haben. Österreich, von 
dem viele einmal' meinten, daß es nicht 
lebensfähig sei, gehört heute zu jenen Ländern 
der industrialisierten Welt, welche in allen 
internationalen Wirtschaftsstatistiken einen 
Platz im besten Drittel, ja oft in noch besserem 
Rang einnehmen. Dem Bundespräsidenten 
kommt im wirtschaftspolitischen Bereich keine 
Einflußmöglichkeit und auch kein Mitsprache­
recht zu. Ich will aber gerne bekennen, daß ich 
es als einen Teil meiner heute durch Gelöbnis 
erneut bestätigten Pflicht ansehe, meinen per­
sönlichen Einfluß, wo immer notwendig, dafür 
geltend zu machen, daß die Partnerschaft 
zwischen den Sozial- und Wirtschaftspartnern in 
Österreich erhalten bleibe. Diese Partnerschaft 
ist für Österreich zu einer schöpferischen Kraft 
geworden, und sie wird auch in alle Zukunft 
eine solche schöpferische Kraft bleiben, solange 
sie dem Grundsatz treu bleibt, daß eine 
Einigung durch das Gespräch und nicht durch 
Macht erfolgen kann, also durch ein Suchen 
nach Verwirklichung von sozialer Gerechtigkeit, 
verbunden mit einem angemessenen wirtschaft­
lich vertretbaren Interessenausgleich. 

Hohe Bundesversammlung! Der Bundespräsi­
dent ist Oberbefehlshaber des Bundesheeres. 
Diese Aufgabe teilt dem Bundespräsidenten zwar 
keine Verfügungs- und Kommandofunktion 
über das Bundesheer zu, überträgt ihm aber 
doch eine Mitverantwortung für die Existenz 
und für die Sinngebung unseres Heeres. Mein 
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Gruß gilt daher heute auch dem ganzen 
österreichischen Bundesheer einschließlich 
jener österreichischen Soldaten, die im friedens­
erhaltenden Einsatz der Vereinten Nationen im 
Nahen Osten oder in Zypern ihre Pflicht 
erfüllen. Ich habe den Krieg bis hart an die 
Grenzen des letzten Opfers erlebt und erlitten, 
und ich bin auch heute noch von diesem Krieg 
gezeichnet. Meine Mitbürger, die Zweifel an der 
Notwendigkeit eines Heeres haben, mögen mir 
glauben: Ich würde kein Ja zu einer bewaffneten 
Verteidigung sagen, wäre ich nicht zutiefst 
davon überzeugt, daß das Bundesheer unter 
jenen Bedingungen, wie sie heute in der Welt 
und in Europa bestehen, unverzichtbar ist für die 
Bewahrung und die Sicherstellung des Friedens 
und der Unabhängigkeit und damit auch der 
Freiheit Österreichs. Ich sehe daher in meinem 
Bekenntnis zum österreichischen Bundesheer 
und in der Stärkung von dessen Verteidigungs­
kraft ein zusätzliches Element jener Pflicht, die 
zu erfüllen ich heute gelobt habe. 

Ich werde aber auch alle meine Möglichkei­
ten, die mir auf Grund der Bundesverfassung in 
der Vertretung der Republik Österreich nach 
außen zustehen, voll und ganz nützen, um 

meinen Beitrag für die Bewahrung des Friedens 
zu leisten. Die Friedenspflicht zählt zu den 
höchsten Aufgaben, die jedem von uns zukom­
men, und zu den schwierigsten zugleich. Mit der 
Erklärung unserer immerwährenden Neutralität 
haben wir allen anderen Staaten das verbindli­
che Versprechen gegeben, daß von Österreich 
nie ein Krieg oder ein kriegsähnlicher Zustand 
ausgehen wird. Wir sind eine Zone des Friedens, 
und alle anderen Staaten können darauf 
vertrauen, daß uns nichts von dieser internatio­
nalen Stellung und von diesem politischen 
Willen ab bringen wird. Wir wollen auch immer 
und insbesondere auch in diesen Monaten, in 
denen die Entspannung und die Zusammenar­
beit in Europa eine - so hoffen wir, nur 
vorübergehende - Unterbrechung erfahren hat, 
ein Land der Begegnung und ein Land des 
Gespräches bleiben, eine Region, die Stabilität, 
Ruhe und Frieden ausstrahlt. Wir leisten damit 
auch für Europa, insbesondere aber für unsere 
Nachbarn und manchmal selbst für die Welt 
einen wertvollen und auch allgemein anerkann­
ten Dienst. Die Jubiläumsfeier aus Anlaß des 
25. Jahrestages der Unterzeichnung des Öster­
reichischen Staatsvertrages war hiefür ein 
sprechendes Beispiel. 

Nicht alle Elemente der Pflicht, die mir als 

Bundespräsident obliegen, konnte und wollte 
ich in dieser feierlichen Stunde aufzählen und 
darlegen. Es ist ein umfassendes Amt, das ich 
heute zum zweiten und letzten Mal antrete, voll 
der Verantwortung gegenüber unserer Republik 
und gegenüber unserem Volk, einer Verantwor­
tung, die durch die Direktwahl durch das 
österreichische Volk noch verstärkt wird. Die 
Direktwahl führt aber auch sehr klar vor Augen, 
daß nicht der Bundespräsident als sogenanntes 
Staatsoberhaupt der Souverän ist, sondern daß 
alle Rechte, die der Bundespräsident ausübt, 
und alle Pflichten, die er erfüllt, ihren Grund 
ausschließlich in dem Vertrauen haben, welches 
das österreichische Volk in freien, demokrati­
schen Wahlen zum Ausdruck bringt. 

Ich grüße daher auch von diesem traditionsge­
bundenen Saal des alten Abgeordnetenhauses 
im Reichsrat alle meine Mitbürger, ich grüße die 
Familien, ich grüße die Jugend und die 
Senioren, ich grüße 'sie alle als Mitbürger und 
als Mitmenschen und verspreche, daß ich ihnen 
allen in Ausübung meines Amtes innerlich 
verbunden bleiben werde. 

Ihnen aber, meine verehrten Mitglieder der 
Bundesversammlung, die Sie gleich mir politi­
sche Verantwortung unmittelbar tragen, Ihnen 
verspreche ich eine ehrliche und auf gegenseiti­
ger Achtung gegründete Zusammenarbeit im 
Interesse unserer Republik und im Interesse 
unseres Volkes. Und so wie vor sechs Jahren 
schließe ich auch heute mit jenem tröstlichen 
Wort, welches Bundespräsident Dr. Adolf Schärf 
bei seiner Angelobung am 22. Mai 1957 an Sie 
richtete, mit jenem Wort, das sich auch in der 
abgelaufenen Amtsperiode bewahrheitet hat. Es 
ist die Bitte und es ist die Zuversicht: "In der 
Liebe zu Österreich sollen und werden wir uns 
immer finden". (Allgemeiner, langanhaltender 

Beifall. - Bundespräsident Dr. Kir eh s c hI ä g e r  

begibt sich unter dem langanhaltenden Applaus 

der Anwesenden, die sich von ihren Sitzen 

erhoben haben, vom Rednerpult zu seinem Platz 

im Halbrund zurück.) 

Vorsitzender: Ich danke Ihnen, Herr Bundes­
präsident, für die Worte, die Sie an uns gerichtet 
haben. 

Es lebe der Herr Bundespräsident! Es lebe die 
Republik, unser geliebtes Vaterland Österreich! 
(Erneuter Beifall. - Der Wiener Trompeterchor 
trägt die Bundeshymne vor, die von den 
Anwesenden stehend mitgesungen wird.) 

Die Sitzung ist g e s c hI 0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 11 Uhr 40 Minuten 
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